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Nr. 37.
Prüfungsordnung für Angestellte der Krankenkassen und Kassen¬

verbände im Lande Oldenburg.
Oldenburg, den 29. April 1935.

Auf Grund des ß 7 der Vierten Verordnung zur
Neuordnung der Krankenversicherung vom 3. Februar
1934(RGBl . I S . 84) und der Sechsten Verordnung zur
Neuordnung der Krankenversicherung vom 29. Septem¬
ber 1934 (RGBl . I S . 868) wird für die Anstellung bei
den Krankenkassen und Kassenverbänden(Z 406 RVO.)
folgende Prüfungsordnung erlassen:

Prüfungsausschuß.

8 1.
(1) Für den Bezirk des Oberversicherungsamts Ol¬

denburg wird ein Prüfungsausschuß gebildet.
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(2) Jeder Prüfungsausschuß besteht aus dem Vor¬
sitzenden und vier Beisitzern. Für die Beisitzer sind vier
Stellvertreter zu bestellen.

(3) Vorsitzender des Prüfungsausschusses ist der
Direktor des Oberversicherungsamts. Der Vorsitzende
führt die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses
und trägt die Verantwortung für dessen ordnungsmäßig»
Zusammensetzung. Er darf sich ohne besondere Geneh¬
migung der obersten Verwaltungsbehörde nicht vertreten
lassen.

(4) Die Beisitzer und Stellvertreter werden auf ge¬
meinsamen Vorschlag der Spitzenverbände der reichsge¬
setzlichen Krankenkassen, der im Benehmen mit dem Reichs¬
bunde der deutschen Beamten erfolgt, auf die Dauer von
vier Jahren von dem Vorsitzenden des Prüfungsaus¬
schusses ernannt. Beisitzer und Stellvertreter müssen beide
Prüfungen nach dieser Prüfungsordnung abgelegt haben
oder die Voraussetzungen des Z 16 erfüllen. Einer von
ihnen mutz in der Lage sein, die Prüfungen auf dem Ge¬
biete der Staatsbürgerkunde(nationalsozialistischen Welt¬
anschauung), der Rassenkunde sowie der Rassen- und Erb-
gesundheitspflege vorzunehmen.

Arten der Prüfung.
8 2.

(1) Die erste oder Anstellungsprüfung dient zur
Feststellung der Befähigung für den einfachen Kranken¬
kassendienst. Diese Prüfung bildet vorbehaltlich des Z 3
die Voraussetzung für eine planmäßige Anstellung im
Krankenkassendienst mit den Bezügen der Gruppen
und der Reichsbesoldungsordnung.

(2) Die zweite oder Beförderungsprüfung dient zur
Feststellung der Befähigung für den schwierigen Kranken¬
kassendienst. Diese Prüfung bildet vorbehaltlich! des Z 3
die Voraussetzung für eine planmäßige Anstellungm



Krankenkassendienst mit den Bezügen einer höheren
Gruppe als der Gruppe ^ 4 ä der Reichsbesokdungsord-
nung.

Prüsungsfreie Stellen.

8 3.

Folgende Stellen können ohne Nachweis der für den
Krankenkassendienst geltenden Prüfungen besetzt werden:
1. Stellen , die niedriger als nach Gruppe ^ 8a der

Reichsbesoldungsordnung besoldet werden;
2 . Stellen der Krankenbesucher;
3 . Stellen , die nach der Dienstordnung ausschließlich für

besondere Fachgebiete eingerichtet sind;
4 . Stellen , die für Schwerbeschädigte nach Z 3 der Zwei¬

ten Verordnung Zur Neuordnung der Krankenver¬
sicherung vom 4 . November 1933 (RGBl . I S . 809)
geschaffen sind.

Zulassung zur Prüfung.

8 4.
(1 ) Zu den Prüfungen wird nur zugelassen , wer

a) mindestens 21 Jahre alt ist,
b ) die erforderliche Vorbereitungszeit zurückgelegt hat

und

c) die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Anstellung
im öffentlichen Dienste (namentlich arische Abstam¬
mung , deutsche Staatsangehörigkeit , nationale Zu¬
verlässigkeit ) erfüllt.
(2 ) Die Vorbereitungszeit mutz bei einer reichsgesetz-

lichen Krankenlasse , einem Kassenverbande ( Z 406 RVO .)
oder einer Kassenvereinigung ( K 414 RVO .) zurückge¬
legt sein und mindestens drei Jahre betragen . Der
Prüfungsausschuß kann sie ausnahmsweise auf zwei
Jahre ermäßigen . Für Versorgungsanwärter beträgt die
Vorbereitungszeit ein Jahr.



(3) Zur Beförderungsprüfung kann nur zugelassen
werden, wer
a) die Anstellungsprüfung erfolgreich abgelegt hat oder

von ihr nach den bisherigen Bestimmungen ordnungs¬
mäßig befreit war und

d) mindestens zwei Jahre nach der Anstellungsprüfung
oder der Befreiung von dinier Prüfung im Dienste
der Krankenversicherung (Absatz 2 Satz 1) tätig ge¬
wesen ist.

8 5.
(1) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann

im einzelnen Falle bestimmen,
a) daß als Voraussetzung für die Beförderungsprüsung

an Stelle der Anstellungsprüfung eine mindestens
gleichwertige Prüfung für den staatlichen oder ge¬
meindlichen Dienst oder den Dienst bei einem anderen
Versicherungszweige genügt,

b) daß auf die Vorbereitungszeit oder Zwischendienst¬
zeit die Dienstzeit bei einer Ersatzkasse, einem Ver¬
sicherungsträger eines anderen Versicherungszweigs
oder einer Versicherungsbehörde ganz oder teilweise
angerechnet wird.
(2) Ausnahmsweise kann die oberste Verwaltungs¬

behörde auf Antrag des Vorsitzenden des Prüfungsaus¬
schusses andere Dienstzeiten anrechnen.

8 6.
(1) Wer die Prüfung nicht bestanden hat oder aus¬

geschlossen worden ist, kann sie einmal , frühestens sechs
Monate nach dem Tage der ersten mündlichen Prüfung,
wiederholen.

(2) Ist ein zur Prüfung zugelassener Prüfling mehr¬
mals , sei es auch mit Entschuldigungen, ausgeblieben oder
bereits zweimal zurückgetreten, so kann ihm die fernere
Zulassung versagt werden.
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Prüfung sv erfahren.

8 7.
fl ) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses setzt

Zeit und Ort der Prüfungen sowie die Frist zur Ein¬
reichung der Zulassungsanträge fest.

(2 ) Der Prüfling hat fristgemäß den Antrag auf
Zulassung bei der dienstgebenden Krankenkasse (Kassen¬
verband ) oder , wenn er bei keiner Krankenkasse beschäftigt
ist, bei einer Krankenkasse seines Wohnsitzes einzureichen.
Dem Anträge sind beizufügen:

a ) ein selbstverfaßter und selbstgeschriebener Lebenslauf,
b) Bescheinigungen über die Art und Dauer des Vor¬

bereitungsdienstes und über das Vorliegen der son¬
stigen Voraussetzungen für die Zulassung zur Prü¬
fung ( AZ 4 und 5 ) sowie Bescheinigungen über die
Teilnahme an besonderen Unterrichtslehrgängen,

c) eine Bescheinigung eines staatlich geprüften Lehrers
für Kurzschrift darüber , daß der Prüfling mindestens
80 Silben Kurzschrift in der Minute richtig zu schrei¬
ben und zu übertragen vermag,

6) bei Schwerbeschädigten eine Angabe über die Art
ihrer Beschädigung.

(3 ) Die dienstgebende Krankenkasse (Kassenverband)
hat den Antrag mit den Personalakten und einem Zeug¬
nis über die Art der bisherigen Beschäftigung sowie über
Leistung und Führung des Prüflings dem Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses weiterzuleiten . Gegebenenfalls
ist auch eine Bescheinigung über die Beschäftigung , die
Leistung und Führung bei früheren Dienststellen beizu¬
fügen . Ist der Antrag bei einer Krankenkasse des Wohn¬
sitzes gemäß Abs . 2 gestellt , so hat ihn diese Kasse mit
den im vorigen Satze bezeichneten Unterlagen , nach ! Mög¬
lichkeit auch mit Personalakten , weiterzuleiten.
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(4 ) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses stellt
fest , ob die Voraussetzungen für die Zulassung gegeben
sind . Wenn er die Zulassung verweigert , hat er die
Gründe dem Antragsteller mitzuteileu.

8 8.
(1 ) Die Prüfung gliedert sich in einen mündlichen

und einen schriftlichen Teil . Die schriftliche Prüfung geht
der mündlichen voraus.

(2 ) Die Prüfung ist nicht öffentlich . Die oberste
Verwaltungsbehörde ist berechtigt , Kommissare zu ent¬
senden.

S chr i f t l i ch e P r ü f u n g.

8 9.
Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses setzt die

Prüfungsaufgaben fest . Er kann mehrere Aufgaben zur
Wahl stellen . Für die im Z 12 unter 1 b und c,
L 11 >und c vorgesehenen Aufgaben hat ein Mitglied des
Prüfungsausschusses Musterlöfungen zu fertigen.

8 10.
(1 ) Die Prüflinge haben die Aufgaben unter Auf¬

sicht eines Mitgliedes des Prüfungsausschusses zu bear¬
beiten . Sie dürfen nur die zugelassenen Hilfsmittel , wie
Terte einschlägiger Gesetze , benutzen . Bis zur Abgabe
der Arbeiten dürfen sie ohne Genehmigung des aufsicht-
führenden Mitglieds den Prüfungsraum nicht verlassen.
Sie dürfen mit anderen Prüflingen weder mündlich noch
schriftlich in Verbindung treten.

(2 ) Versucht ein Prüfling zu täuschen , so ist er von
der weiteren Prüfung auszuschlieszen.

(3 ) Die Arbeiten müssen mit der Hand gut leserlich
mit Tinte geschrieben sein.
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Mündliche Prüfung.
8 11.

(1) Die mündliche Prüfung wird vor dem Prüfungs¬
ausschuß abgelegt.

(2) Der Vorsitzende lädt die Mitglieder des Prü¬
fungsausschusses und bestimmt hierbei die Prüfungsge¬
biete, aus denen sie Fragen zu stellen haben.

(3) Im allgemeinen sollen nicht mehr als sechs Prüf¬
linge und jeder Prüfling in der Regel ins,gesamt eine
halbe Stunde geprüft werden.

(4) Der Vorsitzende und die Mitglieder des Prü¬
fungsausschusses sollen bei der mündlichen Prüfung stän¬
dig anwesend sein, um sich ein eigenes Urteil über die
Leistungen der einzelnen Prüflinge bilden zu können.

Prüfungsgebiet.
8 12.

Das Prüfungsgebiet umfaßt
für die Anstellungsprüfung
1. im schriftlichen Teile:

a) Fertigung eines Aufsatzes aus dem Gebiete der
Reichsversicherung (bis zu 3 Stunden ),

b) Bearbeitung von praktischen Fragen aus dem
Aufgabengebiete der Krankenkassen (bis zu
2 Stunden ),

c) Lösung mehrerer Rechenaufgaben , die den vier
Grundrechnungsarten und dem Rechnen mit ein¬
fachen Brüchen zu entnehmen sind (bis zu
2 Stunden ) ;

2. im mündlichen Teile:
a) allgemeine Kenntnis der Staatsbürgerkunde

(nationalsozialistische Weltanschauung ), der Räs-
senkunde sowie der Rassen- und Erbgesundheits-
pflege,
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d) Kenntnis der Grundzüge des Verfassungsrechts
einschließlich des Behördenaufbaues,

c) Kenntnis der wesentlichen Bestimmungen der
Satzung und Krankenordnung der Krankenkasse,

ä ) Kenntnis der Hauptbestimmungen der Reichs¬
versicherungsordnung , des Angestelltenversiche-
rungsgesetzes, des Gesetzes über Arbeitsvermitt¬
lung und Arbeitslosenversicherung und des
Neichsversorgungsgesetzes, soweit diese Gesetze
für die Arbeit bei Krankenkassen von Bedeutung
sind,

e) allgemeine Kenntnis der technischen Einrich¬
tungen des Geschäftsbetriebs;

L. für dieBeförderungsprüfung
1. im schriftlichen Teile:

a) Fertigung eines größeren Aufsatzes oder Zweier
kleinerer Aufsätze aus dem Gebiete der Reichs¬
versicherung (bis zu 4 Stunden ),

Ich Bearbeitung verschiedener praktischer Fragen
aus dem Aufgabengebiete der Krankenkassen
(bis zu 2 Stunden ),

c) Lösung mehrerer Rechenaufgaben , die den Ge¬
bieten der Fristenrechnung, der Durchschnittsrech¬
nung und der Zinsrechnung zu entnehmen sind
(bis zu 2 Stunden ) ;

2. im mündlichen Teile:
a) vertiefte Kenntnis auf dem bei der Anstellungs¬

prüfung mündlich zu prüfenden Gebiete,
b) eingehende Kenntnis der Rechtsprechung auf dem

Gebiete der Reichsversicherung, soweit sie bei der
Arbeit in Krankenkassen von Bedeutung ist,

c) Kenntnis der Beziehungen der Krankenkassen
zu Ärzten, Zahnärzten , Zahntechnikern usw„



6) Kenntnis der Grundbegriffe des Bürgerlichen
Gesetzbuchs, des Hypotheken- und Grundbuch¬
wesens sowie des Zivilprozeßrechts einschließlich
der Zwangsvollstreckung,

e) Kenntnis des Verwaltungszwangsverfahrens,
t) Kenntnis des Beamten - und Besoldungsrechts,
s ) allgemeine Kenntnis der Bestimmungen " des

Geld- und Bankverkehrs.

Beurteilung der Prüfung.
8 13.

fl ) Die Ergebnisse der schriftlichen und mündlichen
Prüfung sowie das Gesamtergebnis sind getrennt fest¬
zustellen. Für die Beurteilung der schriftlichen Arbeiten
kann der Vorsitzende Berichterstatter ernennen. Bei der
Bewertung der Ergebnisse dürfen nur die Note I ^ sehr
gut, die Note II — gut , die Note III a --- befriedigend,
die Note III b ----- ausreichend und die Note IV --- nicht
ausreichend erteilt werden.

(2) Bei Versagen in der schriftlichen Prüfung kann
der Prüfungsausschuß den Prüfling von der mündlichen
Prüfung Zurückstellen.

(3) Läßt sich im Prüfungsausschuß eine Einigung
nicht erzielen, so entscheidet der Vorsitzende.

8 14.
(1) Über den Verlauf der Prüfung ist eine Nieder¬

schrift zu fertigen und von dem Prüfungsausschüsse zu
unterzeichnen.

(2) Am Schlüsse der Prüfung hat der Vorsitzende
das Ergebnis bekanntzugeben. Er hat ferner über die
abgelegte Prüfung dem Prüfling ein Zeugnis mit An¬
gabe der erlangten Note auszustellen und unter Beisetzung
des Siegels des Oberoersicherungsamts zu unterzeichnen.
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Eebührenund K o st en.

Z 15.

(1) Die Kosten der Prüfungen werden von den
Spitzenverbänden der Krankenkassen getragen . Die Prüf¬
linge entrichten als Zuschuß zu den Kosten eine Gebühr,
die für die Anstellungsprüfung 10 K-U und für die Be¬
förderungsprüfung 20 beträgt . Für Prüflinge , die
nicht Angestellte eines Trägers der Krankenversicherung,
eines Kasfenverbandes oder einer Kassenvereinigung sind,
erhöhen sich die Gebühren auf 15 und 30 Kti.

(2) Der Vorsitzende teilt bei der Zulassung die Stelle
mit , an die die Gebühr zu entrichten ist. Die Zahlung
ist vor Beginn der Prüfung nachzuweisen.

Wechsel der Dienststelle.

8 16.

(1) Wer bei einer reichsgesehlichen Krankenkasse
(Kassenverband , Kassenvereinigung ) nach abgelegter Prü¬
fung oder auf Grund einer ordnungsmäßigen , vor In¬
krafttreten der Zweiten Verordnung zur Neuordnung der
Krankenversicherung vom 4. November 1933 (RGBl . I
S . 809) ausgesprochenen Prüfungsbefreiung angestellt
worden ist, braucht keine Prüfung abzulegen, wenn er bei
einer anderen Krankenkasse (Kassenverband ) in einer
Stelle angestellt wird , die derjenigen Gruppe entspricht,
in der er angestellt war oder zu deren Bekleidung ihn
seine Prüfung berechtigt hätte.

(2) Das gleiche gilt für diejenigen Dienstverpflichte¬
ten, die nach Regulativ - oder Dienstordnungsrecht zu einer
Zeit angestellt worden sind, als die Ablegung einer Prü¬
fung noch nicht vorgeschrieben war , und die seit dm
1. Januar 1928 in der Sozialversicherung tätig gewesen
sind.
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Übergangsbestimmungen.

8 17.
Die Fristverkürzungen , die auf Grund des Z 1 Nr . 2

der Zweiten Verordnung zur Neuordnung der Kranken¬
versicherung vom 4. November 1933 (RGBl . I S . 809)
und meines Erlasses vom 13. März 1934 — I 4355 —
vorgesehen sind, gelten bis zum 31. Dezember 1935 für
diejenigen Angestellten weiter, die nach dem 1. März 1933
bis zum Inkrafttreten dieser Prüfungsordnung bei einer
Krankenkasse eingestellt worden sind.

Oldenburg , den 29. April 1935.

Der Minister des Innern.

I - V .:
Paul y.
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